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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 11.11.2015
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 462/2015-INK

    Stand 19.10.2015
 
Betreff 
 

Richtlinien der Stadt Bornheim zur Förderung der Inklusion in Bildungsein-
richtungen 

 
Beschlussentwurf 
 

Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beschließt folgende Richt-
linien der Stadt Bornheim zur Förderung der Inklusion in Bildungseinrichtungen: 

 

Richtlinie der Stadt Bornheim zur Förderung der Inklusion in Bildungseinrichtungen 
Präambel 
Die Stadt Bornheim tritt dafür ein, die Umsetzung der UN-Behindertenkonvention als einen 
Prozess des Miteinanders und der Mitwirkung aktiv zu gestalten.  Die  Bestrebungen kon-
zentrieren sich dabei zunächst darauf, die Ziele der Inklusion in allen Bildungseinrichtungen 
im Stadtgebiet zu verankern und  ihre Verwirklichung zu ermöglichen.   

Mit dieser Richtlinie wird die Verwendung der Mittel zur Durchführung des Aktionsplanes 
„Inklusive Bildung in Bornheim“ geregelt.  

 

§ 1 Gegenstand der Förderung 
1. Gegenstand der Förderung sind alle Maßnahmen, die im Rahmen des standortbezoge-

nen Aktionsplanes der Verwirklichung der Inklusion in den Bildungseinrichtungen1 die-
nen. Förderfähig sind insbesondere Maßnahmen für  

• Qualifizierung durch Fort- und Weiterbildung,  

• Bereitstellung einer fachlichen Beratung und Begleitung, 

• Unterstützung durch nicht-lehrendes Personal, 

• Verbesserung der sächlichen Ausstattung ,  

• den bedarfsgerechten Ausbau von Räumen entsprechend den individuellen 
Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen, die in eine Einrichtung aufgenom-
men werden sollen. 

2. Nicht förderfähig sind Hilfsmittel oder Maßnahmen, die über andere Träger zu finanzie-
ren sind.  

 

                                                
1 Bildungseinrichtungen im Sinne dieser Richtlinien sind trägerübergreifend alle Kindertageseinrich-

tungen, Schulen, Jugendfreizeiteinrichtungen und Einrichtungen der Erwachsenenbildung im 
Stadtgebiet Bornheim  
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§ 2 Voraussetzungen der Förderung 
1. Grundvoraussetzung für eine Förderung einer Bildungseinrichtung nach diesen Richtli-

nien ist das Vorliegen eines standortbezogenen Aktionsplans zur Inklusion. 

2. Die Mittel werden ausschließlich zur Inklusion in der Bildung verwendet.  

3. Die im Antrag genannte Maßnahme kann nicht durch Mittel aus anderen Quellen finan-
ziert werden. Die Verwendung der Bornheimer Fördermittel als Grundlage für eine För-
derung durch Drittmittel ist möglich.  

 
§ 3 Verfahren der Förderung 
1. Die Richtlinien finden im Rahmen der durch den Rat der Stadt Bornheim zur Verfügung 

gestellten Haushaltsmittel Anwendung. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förde-
rung besteht nicht. 

2. Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt den Gemeinden aufgrund des Gesetzes zur 
Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion vom 09.07.2014 eine 
Inklusionspauschale. Diese dient der Unterstützung der Schulen des Gemeinsamen 
Lernens durch nicht-lehrendes Personal der Kommunen, soweit diese Kosten nicht vor-
rangig der Finanzierung individueller Ansprüche nach § 35 a des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB VIII) und § 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) die-
nen.     

 Die zweckgebundene Verwendung dieser Mittel ist besonders zu beachten. 

 

§ 4 Antragsstellung 
1. Die Förderung wird auf Antrag gewährt. Antragsberechtigt sind alle Bildungseinrichtun-

gen nach § 1. 

2. Jede Bildungseinrichtung kann zu Beginn des Haushaltsjahres, spätestens jedoch bis 
zum 01. März Fördermittel beantragen.  

3. Die Anträge müssen enthalten: 

a) eine Beschreibung des jeweiligen Vorhabens mit Inhalt und Ziel sowie der mess-
baren Wirkung der Maßnahme 

b) den Zeitrahmen für die Umsetzung 

c) die/den Projektverantwortliche/n 

d) die Höhe der beantragten Fördersumme sowie der Gesamtkosten 

e) die Darstellung, ob es sich um eine Voll- oder Teilfinanzierung handelt. Bei Letzte-
rem sind die Drittmittelgeber zu nennen. 

 

§ 5 Bewilligung 
1. Die Projektgruppe „Inklusion“ bewertet die grundsätzliche Förderfähigkeit der beantrag-

ten Maßnahmen und spricht eine Förderempfehlung aus.  

 Übersteigt das Gesamtvolumen der Anträge die zur Verfügung stehenden Mittel, spricht 
die Projektgruppe eine Empfehlung zur Priorität der beantragten Maßnahmen aus.   

 Der Projektgruppe "Inklusion" gehören die Inklusionsbeauftragte, die Sprecher und 
Sprecherinnen der Schulen und Kindertagesstätten, Vertreter der Schulträgerin Stadt 
Bornheim, die Vertreterin der Weiterbildungsträgerin (VHS) und die Leiterin des Inklusi-
onsbüros an.  
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2. Der Bürgermeister entscheidet unter Einbeziehung der Empfehlung der Projektgruppe 
"Inklusion" nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes über die Gewährung der Förderung. 

 

§ 6 Nachweis- und Berichtsführung 
1. Die erfolgte Verwendung der abgerufenen Mittel ist bis zum 30.11. eines jeden Jahres 

nachzuweisen.   

2. Alle Ausgaben, die für die geförderte Maßnahme angefallen sind, sind mit den Original-
rechnungen zu belegen.  

3. Mittel, die nicht entsprechend der Antragstellung verwendet oder deren Verwendung 
nicht fristgerecht nachgewiesen wurden, sind dem Bürgermeister der Stadt Bornheim bis 
zum 30.12. zurückzuzahlen.  

4. Dem Verwendungsnachweis ist ein Bericht über die durchgeführten Maßnahmen beizu-
fügen, in dem der Verlauf der Maßnahme dargestellt und das Ergebnis anhand der ur-
sprünglichen Zielsetzung und beabsichtigten messbaren Wirkung dokumentiert wird.  

 
§ 7 Inkrafttreten 
Die Richtlinie  tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 
Sachverhalt 
 
Mit der Verabschiedung des Doppelhaushaltes 2015/2016 hat der Rat jährlich 150.000 € an 
Mittel für die Verwirklichung der Inklusion in Bildungseinrichtungen im Stadtgebiet Bornheim 
zur Verfügung gestellt.  

Ein Teilbetrag von 76.430 € wird durch Landesmittel refinanziert. Diese Mittel sind zweckge-
bunden für die Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion; sie wer-
den in 2015 gewährt mit  

• 62.140 €  als Ausgleich für wesentliche Belastungen infolge des 9. Schulrechtsänderungs-
gesetzes 

und mit  
• 14.300 € für nicht lehrendes Personal an Schulen. 

Insgesamt sollen die städtischen Mittel nicht nur in den Schulen, sondern trägerübergreifend 
auch in den übrigen Bildungseinrichtungen zur Umsetzung des Aktionsplanes "Inklusive Bil-
dung in Bornheim" eingesetzt werden. 

Die Verwendung und Verteilung der Mittel soll ab 2016 auf der Basis der beigefügten Richtli-
nien geregelt werden. 

Kernpunkte der Richtlinie sind: 

• Mitteleinsatz als Förderung der Inklusion auf der Grundlage eines entsprechenden 
Antrages mit Darstellung der beabsichtigten Maßnahme und eines Förderbescheides 

• Antragsberechtigt: trägerübergreifend alle Bildungseinrichtungen im Stadtgebiet  

• Förderungsvoraussetzung: die Leitung hat einen standortbezogenen Aktionsplan für 
die Umsetzung der Inklusion in ihrer Einrichtung erstellt 

• Förderung einzelner Projekte unter Verzicht auf pauschale Zuteilung der Mittel an die 
einzelnen Bildungseinrichtungen 

• Beratung und Förderempfehlung durch die Projektgruppe "Inklusion" zur Koordinierung 
der Projekte unter den Bildungseinrichtungen  

• Entscheidung durch Verwaltung  
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• Nachweis über Verwendung der Gelder und Berichtsführung über die mit der durch-
geführten Maßnahme erzielten Wirkung  

 

Der Projektgruppe gehören neben Personen der Verwaltung (Beigeordneter Schnapka, Leiterin 
Amt 4, Abteilungsleiter 4.4, Leiterin Amt 10, Leiterin Inklusionsbüro), die ehrenamtliche Inklusi-
onsbeauftragte sowie Vertreterinnen und Vertreter der Kindertageseinrichtungen  und Schulen 
an. 

Finanzielle Auswirkungen 
 
Sind im Sachverhalt dargestellt. 


